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In einer Erklärung der DKP zum 
50. Jahrestag des »Radikalenerlas-
ses« heißt es:
Vor 50 Jahren begründete der sogenann-
te Radikalenerlass die Praxis der Berufs-
verbote. (…) Der Beschluss richtete sich 
fast ausschließlich gegen Linke und traf 
vor allem Mitglieder, Sympathisantin-
nen und Sympathisanten, Freunde der 
Deutschen Kommunistischen Partei 
(DKP). Für die Betroffenen bedeutete 
der »Radikalenerlass« Anhörungen, 
Existenzangst, finanzielle Nachteile bis 
hin zum Verlust der beruflichen Exis-
tenz. Verbeamtungen wurden abgelehnt, 
viele wurden aus dem Beamtenverhält-
nis entfernt. (…) Die von Berufsver-
boten Betroffenen sind bis heute nicht 
entschädigt und rehabilitiert, selbst 
einzelne Entschuldigungen benötigten 
Jahrzehnte.

Aber die Folgen der Berufsverbo-
tepraxis gingen weit über die direkt 
Betroffenen hinaus. Für eine ganze Ge-
neration war klar, wer links aktiv ist, 
wer sich gar in SDAJ oder DKP orga-
nisiert, dessen Berufswahl ist erheb-
lich eingeschränkt. Für uns Kommu-
nistinnen und Kommunisten war klar, 
wir werden beobachtet, der Staat und 
sein Geheimdienst plazieren Spitzel in 
unseren (...) Organisationen. (…) 1987 

stufte die Internationale Arbeitsorga-
nisation (ILO) die Berufsverbote als 
Verstoß gegen das Diskriminierungs-
verbot ein, und 1995 urteilte der Euro-
päische Gerichtshof im Fall Dorothe 
Vogt, dass die Berufsverbote gegen das 
Grundgesetz verstoßen. Bis dahin wur-
den bundesweit 1,4 Millionen Perso-
nen überprüft. Etwa 1.100 davon wurde 
der Eintritt in den beziehungsweise das 
Verbleiben im öffentlichen Dienst ver-
wehrt. Insgesamt wurden 11.000  Ver-
fahren eingeleitet. Allein bei den Leh-
rern gab es 2.200 Disziplinarverfahren 
und 136 Entlassungen. An nicht weni-
gen Verfahren waren ehemalige Nazi-
richter beteiligt.

Auch danach gingen die Verfolgung 
von Kommunistinnen und Kommunis-
ten und die Praxis der Berufsverbote 
weiter. Vor allem nach 1989, nach der 
Annexion der DDR, kam es zu einer 
neuen Hochphase der Verfolgung. Zehn-
tausende Menschen wurden ihrer beruf-
lichen Existenz beraubt. Der Vorwurf: 
»Staatsnähe«, also die Teilnahme am 
Aufbau der DDR. Die Staatsorgane der 
DDR wurden zerschlagen, aber auch der 
größte Teil des Wissenschafts- und Kul-
turapparats, nahezu alles, das als »Elite« 
der annektierten DDR gewertet wurde, 
wurde »abgewickelt«. (…)

Die neue Bundesregierung unter 
einem SPD-Kanzler und mit Beteiligung 
von Bündnis 90/Die Grünen formuliert 
im Koalitionsvertrag: »Um die Integrität 
des öffentlichen Dienstes sicherzustel-
len, werden wir dafür sorgen, dass Ver-
fassungsfeinde schneller als bisher aus 
dem öffentlichen Dienst entfernt werden 
können.« In Bayern gibt es nach wie vor 
eine Gesinnungsprüfung für angehende 
Beamte, es gibt nach wie vor einzelne 
Berufsverbote, die in der Tradition des 
»Radikalenerlasses« stehen. Die Über-
prüfungen auf eine »Stasi-Mitarbeit« 
wurden auf 40 Jahre verlängert, während 
alle Straftaten – außer Mord und Völker-
mord – in Deutschland nach 30 Jahren 
verjähren. (…) Der Staatsapparat baut 
vor, weil er weiß, dass die Widersprü-
che zunehmen und damit für ihn auch 
die Gefahr besteht, dass Bewegungen 
stärker werden, die seine objektive Rolle 
als Garant der Interessen des deutschen 
Monopolkapitals erkennen. Die Instru-
mente werden geschärft, um dies repres-
siv zu verhindern.

Dem muss entgegengetreten werden. 
Die Verteidigung der demokratischen 
Grundrechte ist heute, mehr denn je, von 
entscheidender Bedeutung. Das ist ein 
Auftrag, der sich aus 50 Jahren Kampf 
gegen die Berufsverbote ergibt. (…)

An diesem Freitag jährt 
sich der Beschluss der 
Ministerpräsidenten-

konferenz von Bund und Ländern 
zum »Radikalenerlass« zum 
50. Mal. Sie haben dieses traurige 
Jubiläum zum Anlass für eine 
kleine Anfrage an die Bundesre-
gierung genommen. Warum sind 
die Berufsverbote weiterhin ein 
Thema für die Partei Die Linke?

Offiziell für ungültig erklärt wurde 
der »Radikalenerlass«, der sich ja in 
der Praxis ausschließlich gegen Linke 
richtete, nie. Er ist Ausdruck des Anti-
kommunismus, der für die Bundesre-
publik ab 1949 prägend war. Insofern 
geht es hier auch um unsere eigene 
Geschichte. Generell zeigt der Radi-
kalenerlass wie in einem Brennglas 
die falschen Weichenstellungen der 
frühen Bundesrepublik: Ignoranz und 
Kumpanei beim Blick nach rechts  – 
die alten und neuen Nazis im Staats-
dienst blieben völlig unbehelligt – und 
harte Repression gegen links. Eine 
offizielle systematische Aufarbeitung 
und Untersuchung des Ausmaßes der 
Berufsverbotspraxis und seiner Folgen 
hat es bislang nicht gegeben.

Altbundeskanzler Willy Brandt, 
SPD, bezeichnete den von ihm 
mitgetragenen Radikalenerlass 
später als »Irrtum« und er-
klärte es zum »demokratisch-
rechtsstaatlichen Gebot«, die 
»negativen Folgen des einstigen 
Ministerpräsidentenbeschlusses 
zu bereinigen«. Inwieweit ist dies 
geschehen? 

Davon kann in keiner Weise die Rede 
sein. Willy Brandt und auch andere 
SPD-Politiker wie Hans Koschnick 
und Hans Ulrich Klose erkannten zwar, 
dass ihre Politik gegen links ihnen ab 

1978 mehr Stimmen kosten als bringen 
würde und sie die Demokratie dadurch 
beschädigten und nicht beschützten, 
so dass zumindest die SPD-regierten 
Bundesländer 1979 die obligatorische 
Regelanfrage beim Verfassungsschutz 
einstellten. In Bayern blieb die Regel-
anfrage aber sogar bis zum 31. Dezem-
ber 1991 in Kraft. Tausende Menschen 
wurden um ihre berufliche Karriere 
gebracht und standen mehr oder weni-
ger öffentlich unter einem Generalver-
dacht. Eine Rehabilitierung der Opfer 
oder gar eine Entschädigung fehlen bis 
heute. Noch nicht einmal für eine Ent-
schuldigung hat es bislang gereicht.

Könnte sich das unter der Ampel-
regierung ändern?

Nach der Antwort der neuen Bundes-
regierung auf unsere kleine Anfrage 
habe ich leider wenig Hoffnung auf 
Bewegung. Das jetzt SPD-geführte In-
nenministerium macht sich darin die 
Sichtweise aller konservativ geprägten 
Vorgängerregierungen zu eigen. Eine 
Ermittlung der Folgen des damaligen 
Beschlusses für die Betroffenen sei 

unzumutbar. Ganz offensichtlich will 
sich die Bundesregierung damit nicht 
befassen und schiebt das auf die Län-
der ab. 

Was müsste aus Ihrer Sicht ge-
schehen, um die von Berufsverbo-
ten Betroffenen zu entschädigen?

Ohne Zweifel müsste es eine materiel-
le Entschädigung für die Opfer dieser 
staatlichen Repressionspolitik geben. 
Zweitens muss es eine öffentliche Re-
habilitierung der Betroffenen geben. 
Und schließlich fordern wir eine Auf-
arbeitung des Kalten Krieges für beide 
deutsche Teilstaaten, um endlich von 
der einseitigen Sicht nur auf die DDR 
wegzukommen und unter anderem die 
Repressionsgeschichte gegen links 
in der Bundesrepublik stärker in den 
Blick zu nehmen.

Nach 1989 wurden erneut Zehn-
tausende Menschen, denen 
»Staatsnähe« zur DDR vorgewor-
fen wurde, aus ihren beruflichen 
Stellungen verjagt. Sehen Sie hier 
eine Parallele zu den Berufsver-
boten? 

Mit 1989 hatte der antikommunisti-
sche Reflex noch einmal Hochkon-
junktur und richtete sich mit voller 
Wucht gegen Menschen in der DDR. 
Natürlich war vieles an der DDR pro-
blematisch. Vergleicht man aber den 
Elitenaustausch 1990 ff. mit dem von 
1949 ff., dann ist es ein Unterschied 
ums Ganze. Während die Adenauer-
Republik Gesetze erließ, mit denen sie 
die alten Nazis wieder in den Staats-
dienst holen konnte, wurde nach dem 
Ende der DDR mit eisernem Besen 
ausgekehrt. Hier reichten zum Beispiel 
marxistische Grundüberzeugungen 
von erstklassigen Historikern, um sie 
aus dem Unibetrieb zu drängen.

 Interview: Nick Brauns

»Er ist Ausdruck des 
Antikommunismus«

Wieder fette Jahre

Nestlé

Profite der Deutschen Bank

Kümmerer des Tages 

Der weltgrößte Nahrungs-
mittelkonzern Nestlé ist 
ja bekannt für seine Ge-

schäftstüchtigkeit: Wasserrechte 
kaufen, da, wo das Lebenselixier 
ohnehin knapp ist, das Nass ent-
nehmen und für teuer und immer 
teureres Geld mit schickem Label 
verkaufen, Produkte als »gesund« 
deklarieren und dafür auch noch 
den Nutriscore A absahnen (so 
beim »Frühstück« Nesquik Pops, 
das mit einer Portion auf den 
Zuckerbedarf eines Kindes pro 
Tag kommt) und sich natürlich 
um die armen Kakaobauern küm-
mern. Und das schon gaaaaaaaanz 
lange – genau seit 2001. Aber 
menschenwürdige Arbeit zu einer 
fairen Entlohnung ermöglichen 
geht ja nun mal auch nicht von 
heute auf morgen. Und um sei-
nen andauernden Willen dazu zu 

unterstreichen, hat der Schweizer 
Konzern nach diversen Zertifizie-
rungsgeistesblitzen (Nestlé Cocoa 
Plan, UTZ, Rainforest Alliance ...) 
mal wieder ein richtig gutes An-
gebot rausgehauen: Kakaobauern 
sollen einen »finanziellen Anreiz« 
für die Anmeldung ihrer Kinder in 
der Schule erhalten.

Klar, ausreichend Lohn für die 
erwachsenen Beschäftigten, damit 
diese eben nicht ihre minderjäh-
rigen Kinder der anstrengenden 
und gefährlichen Arbeit auf den 
Plantagen aussetzen müssen, wäre 
da viel zu einfach. Nein, die Ka-
kaobohne als Bestandteil der ge-
fühlten Hälfte eines Supermarkt-
angebotes muss billig bleiben. 
Also tut man als Lebensmittelgott 
einfach so, als würde man wollen. 
Weil, ach ja, das 2001 mit seinen 
Buddies Mars, Hershey und fünf 
weiteren Schokoladenherstellern 
unterzeichnete Abkommen, das 
konkrete Schritte zur Beseitigung 
von Kinderarbeit bis 2005 vorsah, 
leider noch immer in der Schub-
lade vor sich hin rottet. Aber was 
soll auch die Aufregung, es arbei-
ten ja nur rund 1,5 Millionen Min-
derjährige unter ausbeuterischen 
Bedingungen auf Kakaoplantagen 
in Westafrika. Darauf ein Praliné.
 Ina Sembdner

Die Deutsche Bank hat 
schwere Zeiten hinter 
sich, zuletzt mussten 

sogar die Aktionäre zwei Jahre in 
Folge auf ihre Dividenden verzich-
ten. Doch am Donnerstag meldete 
sich das größte Geldhaus der BRD 
auf dem Sonnendeck des Finanz-
kapitals zurück – mit dem besten 
Jahresergebnis seit zehn Jahren. 
Die Deutsche Bank verstand es 
schon immer, Krisen für sich zu 
nutzen. Entsprechend gelegen kam 
die Coronapandemie.

Schließlich bringen Krisen Be-
wegung in die Märkte. Es ist für 
Spekulanten zweitrangig, dass es 
sich meist um Abwärtsbewegungen 
handelt, Profite kann man auch 
mit Wetten auf fallende Kurse ma-
chen. Und es gibt ja auch immer 
genügend Krisengewinner – man 
denke nur an die Plattformöko-
nomie –, auf die man ebenfalls 
setzen kann. Dann das ganze Auf 
und Ab bei den Währungen, die 
US-Wirtschaftskriege, abreißende 
Lieferketten, Energieengpässe und 
so weiter. Herrliche Zeiten!

Nicht umsonst geht der satte 
Jahresgewinn von 3,4 Milliar-
den Euro vor Steuern – eine 
Verdreifachung gegenüber dem 
Vorjahr – in allererster Linie auf 
das einst verschmähte Investment-
banking zurück. 3,7 Milliarden 
machte die Sparte gut, ein Plus 
gegenüber dem Vorjahr von 
17 Prozent. Das heißt, die anderen 
drei Geschäftsbereiche haben in 
Summe sogar verloren. Das Pri-
vatkundengeschäft kam lediglich 
auf ein kleines Plus von 366 Mil-
lionen. Mit anderen Worten: Die 

Deutsche Bank hat sich zurück an 
die Spitze gezockt.

Zweifelsohne haben auch die 
knallharten Einsparungen ihren 
Beitrag dazu geleistet, dass die 
Dividenden endlich wieder spru-
deln – 20 Cent soll es dieses Jahr 
pro Aktie geben, soviel wie seit 
2015 nicht mehr. Dem 2019 los-
getretenen Konzernumbau sind be-
reits rund 8.000 Arbeitsplätze zum 
Opfer gefallen. Den Eigentümern 
des Geldhauses hat Konzernchef 
Christian Sewing versprochen, im 
Laufe des Jahres 2022 weltweit 
weitere 10.000 Stellen zu vernich-
ten. Von Quartal zu Quartal will 
die Konzernführung die Kosten um 
jeweils weitere 450 Millionen Euro 
drücken.

Und damit reißen die guten 
Nachrichten für die Aktionäre noch 
nicht ab, denn nicht nur Massen-
entlassungen sollen den Preis der 
Wertpapiere weiter in die Höhe trei-
ben. Darüber hinaus wurde für das 
erste Halbjahr 2022 ein Aktienrück-
kaufprogramm angekündigt, mit 
dem weitere 300 Millionen Euro in 
die Taschen der Anteilseigner ge-
lenkt werden sollen.

Übrigens peilt der Vorstand für 
2022 eine Eigenkapitalrendite von 
acht Prozent an. Damit kommt 
Sewing zwar noch nicht an den Ehr-
geiz eines Josef Ackermann heran, 
der einst 25 Prozent proklamierte. 
Nach 3,8 Prozent im Vorjahr ist 
der heutige Vorstandschef aber auf 
gutem Weg und macht mit der An-
kündigung mehr als deutlich, dass 
auch in Zukunft nichts zählt außer 
den Interessen von Aktionären und 
Konzernführung.

Sebastian Edinger

Linke-Fraktion thematisiert mit Anfrage »Radikalenerlass«. 
Regierung zeigt sich unbeweglich. Ein Gespräch mit Jan Korte
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Jan Korte ist erster parlamentarischer 
Geschäftsführer der Fraktion Die Linke 

im Bundestag
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